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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die Wiedervereinigung 
bleibt unser politisches Ziel 
E«ne große Stunde für Deutschland hat Eber- 
, ard Diepgen die Rede genannt, in der Bundes- 
kanzler Helmut Kohl am 28. November in der 
**aushaltsdebatte des Deutschen Bundestages 
,ei" »Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung 
er Teilung Deutschlands und Europas" vor- 
teilte und damit — so Diepgen — „die politi- 
c°e Initiative für die Einheit" ergriffen hat. 

uch für die SPD besteht gegenwärtig die realisti- 
he Perspektive, zu einer neuen Einheit Europas 

nd damit auch der Deutschen zu kommen. Karsten 
d
0lgt: Zwischen dem Vorschlag des Kanzlers und 
en Vorstellungen der SPD gibt es „keine kohzeptio- 

n«"en Differenzen". 
* ^eite Zustimmung zu Kohls Deutschland-Plan" 
b
nd »Kohls Pläne für Weg zur Einheit lebhaft 

8rüßt" lauten die Schlagzeilen in den Zeitungen 
eindrucksvolles Zeugnis für die Überzeugungs- 

aft einer „konkreten Utopie, der vielleicht in nicht 
^ 2u ferner Zeit das Prädikat ,historisch' zugewiesen 

erden könnte" (Kölnische Rundschau). 

^ehn-Punkte-Programm 
en Wortlaut der Ausführungen des Bundeskanz- 

lers zur Deutschlandpolitik finden Sie als Doku- 
ntation im grünen Teil dieser Ausgabe. 

ISve"Un8en weiterer Exemplare beim: 
B ~versandzentrum, Postfach 1328,4804 Versmold, 

este|,.Nr . 5218^ Mindestabnahme. 50 Exernpi-5 

^fje Mindestabnahme: 10,- DM zuzügl. MwSt. 

Aktion: 

Für aktuelle deutschlandpoli- 
tische Aktionen haben die 
Kreisgeschäftsstellen in der 
letzten Woche Plakate und 
Aufkleber mit dem Slogan 
„Wir sind ein Volk" erhal- 
ten. Bei Bedarf können die 
Plakate und Aufkleber mit 
der zentralen Aussage unse- 
rer Deutschlandpolitik unter 
der Telefonnummer (02 28) 
544379 nachbestellt werden. 
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Nach der Bundesvorstandssitzung am 
letzten Montag (27.11. 89) im Kon- 
rad-Adenauer-Haus hat Generalsekre- 
tär Volker Rühe der Bonner Presse die 
Aktion der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle „Wir sind ein Volk" vorgestellt 
und mit dem Hinweis auf die Plakate 
und Aufkleber dieser Aktion daran 
erinnert, daß bei den Demonstrationen 
in Leipzig und in der DDR der Slogan 
„Wir sind das Volk" eine wichtige 
Rolle gespielt hat. Volker Rühe: Wir 
meinen aber, daß die Ereignisse seit 
dem 9. November und die Begegnung 
von Besuchern aus Ost-Berlin und der 
DDR in Berlin und in der Bundesrepu- 
blik eigentlich unter die Überschrift 
zu stellen sind: „Wir sind ein Volk!" 

Die Deutschlandpolitik stand wiederum 
ganz im Mittelpunkt dieser Bundesvor- 
standssitzung. Volker Rühe: Wir haben 
noch einmal zum Ausdruck gebracht, daß 
wir zügige Verhandlungen über den 
geplanten Devisenfonds haben wollen, 
wobei für uns sehr wichtig ist, daß es 
auch zu Reisefreiheit für die Bürger der 
Bundesrepublik kommt, d.h. daß der 
Mindestumtausch und der Visumzwang 
wegfallen. Ich glaube, wenn es in der 
nächsten Woche zu einem Verhandlungs- 
erfolg kommt, dann kann auch der Bun- 
deskanzler durchaus noch in diesem Jahr 
zu seinem Besuch in die DDR reisen. 

In den Beratungen des Bundesvorstands 
ist auch noch einmal bestätigt worden, 
daß die umfassende Hilfe für die DDR 
dann einsetzen wird, wenn unumkehr- 
bare Verhältnisse herrschen, d.h. wenn 

die Reformen irreversibel geworden sind- 
Hier sind besonders wichtig eine Verfas- 
sungsänderung und ein Wahlgesetz in der 
DDR. 

Wir haben uns dann aufgrund von 
Berichten des hessischen Ministerpräsi- 
denten Walter Wallmann und meines 
eigenen Berichts über Gespräche in Ost- 
Berlin noch einmal mit der Frage unserer 
Partner in der DDR auseinandergesetzt. 
Unser Kurs ist: Keine einseitige Festle- 
gung auf eine politische Gruppierung, 
sondern Zusammenarbeit mit all denjeni' 
gen, die eine Alternative zur SED bieten 
wollen. Wir beobachten dabei mit beson- 
derer Aufmerksamkeit die Veränderun- 
gen, auch die programmatischen Verän- 
derungen, innerhalb der Ost-CDU. 

Im Bundesvorstand haben auch die 
Äußerungen des stellvertretenden SPD- 
Parteivorsitzenden Lafontaine eine RoHe 

gespielt. Es hat dort eine sehr scharfe 

Aufkleber unserer 
deutschlandpolitischen Aktion, der 
möglichst bald auf möglichst vielen 
Autos zu sehen sein sollte. 
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Abgrenzung gegeben gegenüber Herrn 
Lafontaine, der die gemeinsame deutsche 
Staatsbürgerschaft aufkündigen will und, 
w'e wir meinen, damit den Reformern in 
der DDR in den Rücken fällt. Wer so 
etwas fordert, fördert nicht die Freiheit 
^r Menschen in der DDR, sondern er 
sPerrt die Menschen im Grunde genom- 
men ein. Wenn man verhindern will, daß 
es wieder zu einem Anschwellen des 
^lüchtlingsstroms kommt, wenn man also 
das Bleiben fördern will und nicht das 

Lafontaine ist den 
Reformern in der DDR 
jftjen Rücken gefallen  

kommen, dann kann man das nicht 
dadurch machen, daß man durch die 
Aufkündigung der gemeinsamen Staats- 
bürgerschaft versucht, die Menschen in 
per DDR einzusperren. Wer das Bleiben 
,n der DDR fördern will, der muß sich 
gerade für grundlegende Veränderungen 
,!» der DDR, für die Abkehr vom Sozialis- 
mus einsetzen, damit die Menschen nicht 

ur Hoffnung auf Zeit haben, sondern 
^Öffnung auf eine wirklich andere 
^ukunft in der DDR. Dies scheint uns 

er entscheidende Ansatz zu sein. Darum 
°eht es und nicht um die Finanzierung 
^s Sozialismus oder um das Ein-biß- 

cflen-erträglicher-Machen des Sozialis- 
mus in der DDR. 

' s ist im übrigen auch deutlich 
geworden, daß wir die 
Schwierigkeiten in der DDR nicht 
für einen Betriebsunfall des 
Sozialismus halten, sondern für 
Auswirkungen des Systems. 

>e Sozialdemokraten werden von uns 
^ 'gefordert, endlich Klarheit in ihrer 
e.eutschlandpolitik zu schaffen: Ob sie 

reten für eine Wiedervereinigung 

Eagleburger: Kein Zweifel 
an der Wiedervereinigung 

Der stellvertretende US-Außenmini- 
ster Lawrence Eagleburger hat eine 
Wiedervereinigung der beiden deut- 
schen Staaten als „unausweichlich" 
bezeichnet. In einem Interview mit 
dem „Spiegel" sagte Eagleburger, es 
stehe für ihn außer Frage, daß dies 
geschehe, doch sei für ihn der Zeit- 
punkt ungewiß. 

Deutschlands oder für eine Politik der 
Teilung Deutschlands, ob sie eintreten 
für die gemeinsame deutsche Staatsbür- 
gerschaft oder für eine Trennung, wie 
Herr Lafontaine das gesagt hat. Und im 
übrigen müssen die Sozialdemokraten 
auch erklären, ob sie den Sozialismus in 
der DDR durch Finanzspritzen am Leben 
erhalten wollen oder sich für grundle- 
gende wirtschaftliche und politische 
Reformen in der DDR einsetzen. 
Es ist in der Diskussion auch noch ein- 
mal sehr deutlich geworden, daß wir 

Die „Gemeinsame Erklärung" 
bleibt auch weiterhin wichtige 
Arbeitsgrundlage 

keine reine Binnenschau betreiben dür- 
fen, keine bloße Selbstfaszination durch 
die Veränderungen in Deutschland, son- 
dern daß ganz wesentliche Grundlagen 
für diese Veränderungen in der Reform- 
Anstrengung Gorbatschows in der 
Sowjetunion liegen, daß für uns die 
gemeinsame Erklärung zwischen dem 
Bundeskanzler und dem sowjetischen 
Generalsekretär vom Juni dieses Jahres 
weiterhin eine ganz wichtige Arbeits- 
grundlage ist und daß es in unserem 
besonderen Interesse liegt, daß Gorba- 
tschow weiter erfolgreich arbeiten kann. 
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„Wir sind ein Volk" 

„ Wer die gemeinsame deutsche 
Staatsbürgerschaft aufgeben will, der 
führt eine Situation herbei, in der 
unsere Landsleute aus der DDR uns 
um Asyl bitten müssen wie Flüchtlinge 
aus Sri Lanka und Ghana. Die CDU 
will, daß die Menschen in der DDR 
ihre Heimat nicht verlassen müssen; 
aber wir werden sie nicht ausgrenzen. 
Es ist die unmenschliche Konsequenz 
Lafontaines, die Flucht der Deutschen 
aus der DDR in die Freiheit durch 
Aufgabe der gemeinsamen deutschen 
Staatsbürgerschaft zu verhindern." 

Volker Rühe 

* 
„ Wir solidarisieren uns mit denen, die 
in der DDR gerufen haben: Wir sind 
das Volk, wir bleiben. Unsere Antwort 
darauf: Wir, die Deutschen in der 
DDR und der Bundesrepublik, sind ein 
Volk und weisen Lafontaines unsoli- 
darische Neidkampagne gegen die 
Deutschen zurück, die nach dem Krieg 
im Vergleich zu uns das härtere 
Schicksal zu tragen hatten." 

Alfred Dregger 

* 
„Das Wohlstandsgefälle zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR muß 
vermindert werden: Aber nicht 
dadurch, daß man den Deutschen in 
der DDR, die ja zu Deutschland gehö- 
ren, ihre gemeinsame Staatsbürger- 
schaft nimmt, sondern dadurch, daß 
sich die freiheitliche Demokratie und 
die soziale Marktwirtschaft möglichst 
rasch durchsetzen."      Heiner Geißler 

Pressestimmen 

Ärger über Lafontaine 
Ein Kanzlerkandidat, der sich in einem 
sehr schwierigen Problemkreis zur Recht- 
fertigung seiner Thesen auf Stimmungen in 
der Öffentlichkeit beruft, muß selbst in der 
eigenen Partei Erschrecken auslösen. Das 
ist Wasser auf die Mühlen jener gestande- 
nen Sozialdemokraten, die Lafontaine 
ohnehin die Eignung als Kanzlerkandidat 
absprechen, weil ihnen seine Politik zu 
sprunghaft und zu wenig seriös erscheint. 

Kölnische Rundschau 

Unverantwortlich 
Unverantwortlich verhält sich der stellver- 
tretende SPD- Vorsitzende Lafontaine. 
Ausgerechnet einführender Sozialdemo- 
krat will bestimmte Deutsche vom sozialen 
Sicherungssystem der Bundesrepublik aus' 
schließen. In diesem Bereich mag es Klä- 
rungsbedarfgeben, wie die Formel heute 
heißt. Aber zur Zeit setzt sich Lafontaine 
auf eine Strömung, die es hier und da gib1' 
und die er nun gefährlich verstärkt. Das ist 
billigster Opportunismus ohne Rücksicht 
auf die Folgen. Derselbe Lafontaine 
möchte Asylbewerber aus Afrika eher hier 
aufnehmen als deutsche Spätaussiedler. 
Derselbe Lafontaine will/soll Kanzlerkafl' 
didat der SPD werden.    Rheinische ?oSt 

Auf Stammtisch-Niveau 
Mit seinen Ausführungen begibt sich der 
SPD- Vize auf ein Niveau, das man einem 
führenden Repräsentanten der SPD nicht 
zugetraut hätte. Da werden halbrichtige 
Tatsachen behauptet, falsche Zuammen- 
hänge hergestellt und dann Änderungen 
von Sachverhalten verlangt, die es so, w'e 

sie Lafontaine darstellt, gar nicht gibt. 
Handelsblatf 
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Grandiose Verbrüderung 
der Deutschen 
Die sowjetische Zeitung Krasnaja 
Swesda veröffentlicht heute einen Bei- 
trag ihres Beobachters Oberst Marku- 
schin zu den Ereignissen in Osteu- 
ropa. Streng genommen, heißt es, gibt 
es den geographischen Terminus 
Osteuropa nicht. Aber im politischen 
Bereich versteht man darunter die 
durch den Warschauer Vertrag mit der 
Sowjetunion verbündeten Länder. Mit 
der Zeit hat sich in dem Bewußtsein 
eine verallgemeinerte Vorstellung von 
diesen Ländern als den treuen Part- 
nern, die sich immer und in allem 
unterstützen, herausgebildet. 
Und nun, hebt der Verfasser hervor, 
nat alles einen anderen Lauf genom- 
men. Polen, Ungarn, die DDR und 
Bulgarien — die Namen dieser Länder 
^eichen heute nicht mehr aus den Zei- 
tungen. Die Schnelligkeit, die Unter- 
schiedlichkeit und der dramatische 
Charakter der in diesen Staaten statt- 
'mdenden Veränderungen haben dazu 
geführt, daß sich auf sie die gespannte 
Aufmerksamkeit der gesamten Welt 
achtet. Das Hauptziel dieser Verände- 
rung ist die Vertiefung der Demokratie 
Und eine politische sowie geistige 
Erneuerung. 
Es werden auch nicht die gleichen 
Ursachen der in den osteuropäischen 
f-ändern vor sich gehenden Prozesse 
jn Frage gestellt. Ohne die sowjetische 
Unigestaltung wäre es wohl kaum zu 
en Ereignissen gekommen, die sich 
°r unseren Augen abspielen, ange- 

Iangen bei Polen, wo die Opposition 
^n die Macht gekommen ist, bis hin zu 
Ser grandiosen Verbrüderung der 

einsehen im Zentrum Europas, auf 
er Berührungslinie zweier Blöcke. 

*!JS: Radio Moskau HS I vom 
*3- November 1989 

Bush gibt den Dank 
des Kanzlers weiter 
Jetzt zeigt die Welt ein anderes 
Gesicht, in dem sich eine neue Wirk- 
lichkeit spiegelt: Das Bild von Deut- 
schen aus Ost und West, die sich 
gegenseitig auf die Mauer hinaufzie- 
hen, eine Menschenbrücke zwischen 
den Nationen. Überall in Osteuropa 
gehen die Völker mutig auf die Stra- 
ßen; sie fordern Freiheit und suchen 
Demokratie. 
Das ist nicht das Ende der Weltge- 
schichte, wohl aber das glückliche 
Ende eines der traurigsten Kapitel der 
Geschichte. Nicht lange nach dem 
Beginn der Öffnung der Mauer telefo- 
nierte Bundeskanzler Kohl mit mir, 
und er bat mich, Ihnen, dem amerika- 
nischen Volk, seinen Dank zu übermit- 
teln. Er sagte, diese außerordentlichen 
Änderungen in Osteuropa hätten nicht 
stattfinden können ohne die uner- 
schütterliche Unterstützung durch die 
Vereinigten Staaten. Damit drückt ein 
guter Freund seinen Dank in rechter 
Weise aus. 
Nirgendwo sonst in der Welt hat der 
lebendige Wille der Menschen so 
schnell und so unbeirrbar den Sieg 
errungen über toten Stein wie in Ber- 
lin. Das deutsche Volk vereinigte sich 
mit uns in dem Ruf nach einem unge- 
teilten und freien Europa. Der Wandel 
vollzieht sich heute schnell, und mit 
diesem Wandel zeigt sich auch in dra- 
matischer Weise die Kraft der wirt- 
schaftlichen und politischen Institu- 
tionen des freien Europa. Das neue 
Europa wird gebaut, ja muß auf der 
Grundlage der demokratischen Werte 
aufgebaut werden. 
George Bush in einer Fernsehan- 
sprache an das amerikanische Volk 
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Die sozialistische Planwirtschaft 
in der DDR hat ausgedient 
Die Furcht geht um in der altlinken 
Szene in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Furcht, das Scheitern des 
Sozialismus in Osteuropa könne auch 
bei uns ein Nachdenken über die 
Zukunftsfähigkeit planwirtschaft- 
licher Steuerungssysteme, wie sie die 
SPD in ihrem Grundsatzprogramm- 
entwurf wieder feilbietet, auslösen. 

Der Leiter der SPD-Parteischule, Peter 
von Oertzen, spricht für viele aus der lin- 
ken Szene, wenn er vor zu weitgehenden 
Reformen in der Sowjetunion warnt: „Ich 
befürchte, daß im Überschwang der poli- 
tischen Demokratisierung und in dem 
dringenden Wunsch, die bürokratischen 
Verkrustungen und die autoritären staat- 
lichen Verformungen der nichtkapitalisti- 
schen Produktionsverhältnisse in der 
Sowjetunion zu beseitigen, die Gefahr 
besteht, daß unkritisch, überstürzt und 
ohne Rücksicht auf feindliche theoreti- 
sche Reflexion und vorliegende Erfah- 
rungen kapitalistische Wirtschaftsmecha- 
nismen, kapitalistische Eigentumsformen, 
kapitalistische Marktformen in die Wirk- 
lichkeit umgesetzt werden." 

Die Vertuschungsstrategie, die über das 
Versagen des Sozialismus hinwegtäu- 
schen soll, kann wirkungsvoll sein, wenn 
man sie nicht aufdeckt und ihr entgegen- 
wirkt. 
Die Soziale Marktwirtschaft wird als 
kapitalistische Marktwirtschaft diffa- 
miert: Kein Wort davon, daß sie unserem 
Land Wohlstand und soziale Sicherheit 
für alle in einem Ausmaß beschert hat, 
das weltweit anerkannt ist. 

Einige Zahlen dazu: 1950 lieferten die 
Deutschen für gerade 8,4 Milliarden DM 

Waren ins Ausland, 1988 wurde für rund 
570 Milliarden DM exportiert. Der 
durchschnittliche Stundenlohn eines 
Industriearbeiters ist seit 1950 von 
1,29 DM auf 18,43 DM gestiegen. Ein 
Durchschnittsrentner erhielt 1957 eine 
monatliche Rente von 90,40 DM, 1988 
betrug seine Rente 893,20 DM pro 
Monat. Für einen Straßenanzug mußte 
1950 ein Arbeitnehmer noch 54 Stunden 
und 19 Minuten arbeiten. Heute braucht 
er nur noch 21 Stunden und 19 Minuten 
dafür zu arbeiten, obwohl sich der Preis 
für den Anzug etwa verdreifacht hat. 

Wer der DDR die Soziale Marktwirt- 
schaft als Wirtschaftsordnung empfiehlt, 

Alle Deutschen wollen frei 
wählen und frei reisen, aber 
sie wollen auch die Freiheit 
einer sozialen und ökologi- 
schen Marktwirtschaft. 

wird ausgebuht, auch wenn er als Vorzei' 
gesozialdemokrat aus der DDR kommt: 
So geschehen auf dem Landesparteitag 
der SPD NRW. Da wurde der SDP-Spre- 
cher Stephan Hilsberg mit eisigem 
Schweigen und Pfiffen für seine Aussagt 
„Wir sind für Soziale Marktwirtschaft" 
bedacht. 

Vor einem Abbau der sozialen Errungen' 
Schäften des Sozialismus wird gewarnt- 
Aber wie sehen diese Errungenschaften 
aus? Die Arbeitnehmer in der DDR wu«* 
den um die Früchte ihrer Arbeit betrogt 
Die Kaufkraft der Ostmark ist erschrek- 
kend niedrig. So muß ein Arbeitnehmer 

A 
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ln der DDR für einen Kühlschrank - 
Sofern er überhaupt erhältlich ist — 
r^2 Stunden und 19 Minuten arbeiten, 
^in Kollege in der Bundesrepublik muß 
j*ur 28 Stunden und 54 Minuten arbeiten, 
°is er den Kaufpreis zusammenhat. Für 
einen Farbfernseher muß der Magdebur- 
ger sogar 1 008 Stunden und 56 Minuten 
Reiten, der Kölner dagegen nur 
°1 Stunden und 34 Minuten. 
^uch das „Neue Deutschland" ist seit 
®lnigen Wochen der Meinung, daß die 
Versorgung mit Obst, Gemüse und Kon- 
serven unbefriedigend ist, daß die Quali- 
at des Angebotenen erheblich zu wün- 

j*chen übrig läßt, weil organisatorische 
Mängel, Schwierigkeiten bei der Siche- 
Ung der Verpackung und des Transpor- 
ts auftreten. Leserbrief im „Neuen 
"Deutschland": „In den Schaufenstern lie- 
gen fast nur schlechte und unansehnliche 
. Kleidungsstücke, natürlich das gleiche 
jn den Regalen. Kommt endlich ein 
Sportschuh, dann steht sofort eine lange 
phlange. Und natürlich geht davon noch 
le' unter der Hand der Verkäuferinnen 

Weg.- 

nd wie sieht die Realität hinter den so 
ledrigen Mieten in der DDR aus? Ein 
eiterer Leserbrief aus dem „Neuen 
eutschland" bringt es an den Tag: 

Jawohl, der VEB Stadtbaubetrieb erfüllt 
®n Plan der Statistik durch Wohnungs- 

vergabe in der Dortusstraße, aber 
jj °chen später mußte die kinderreiche 

a-milie ausziehen, weil der Putz in drei 
lnimern von der Decke fällt." 

r ° 'mmer in der Welt der Sozialismus 
£)   verwirklicht wurde, hat er versagt. 

as hindert unsere Altlinke nicht, flugs 

War 

'sion eines neuen Reformsozialis- 
s zu entwickeln. Alles, was bisher da 

Hi 
war noch nicht der wirkliche Sozia- 

Ab 
mus. 
e5> es wird noch toller. In dem Ent- 

wurf für das neue Grundsatzprogramm 

Privates Jagdgebiet von 
Harry Tisch aufgelöst 
Das private Jagdgebiet des ehemali- 
gen FDGB-Vorsitzenden Tisch im 
Kreis Ribnitz-Damgarten ist aufgelöst 
und allen zugänglich gemacht worden. 
Wie Anwohner erzählten, gab es in 
dem 100 Hektar großen Gelände ein 
pompöses ferngeheiztes Blockhaus 
und ein riesiges Fanggatter. Eigens 
wurde Muffel- und Damwild angesie- 
delt. 35 Forstexperten hatten alle 
Hände voll zu tun, damit die Tiere 
stets zum Abschuß bereit standen. 
Wenn Tisch mit seinen Gästen auf 
Jagd ging, riegelten Sicherheitsposten 
den Forst ab. Für ihren Funksprech- 
verkehr wurde extra ein UKW-Sende- 
mast gebaut. 

(Stimme der DDR, 23. 11. 1989) 

der SPD, das im Dezember verabschiedet 
werden soll, schreibt die SPD: „Ein histo- 
risches Grundproblem des Wettbewerbs- 
systems ist seine Verbindung mit der pri- 
vaten Verfügung über die Produktions- 
mittel." Dies heißt, die SPD hat nichts, 
aber auch gar nichts begriffen! 

Die Defizite des Sozialismus sind struk- 
turell. Selbst osteuropäische Wirtschafts- 
experten geben dies heute zu. So 
beschreibt Wolfgang Heinrichs, Direktor 
des Zentralinstituts für Wirtschaftswis- 
senschaften, die Ursachen des Dilemmas 
in der DDR: Seit Mitte der achtziger 
Jahre wurde das Wirtschaftswachstum 
„zum Teil durch Inanspruchnahme von 
Quellen der Zukunftssicherung getragen, 
das heißt, um den Preis hohen Verschlei- 
ßes auf vielen Gebieten der materiell- 
technischen Basis, zu Lasten der interna- 
tionalen Wettbewerbsfähigkeit bei wichti- 
gen Exporterzeugnissen" sowie auf 
Kosten der Umwelt. 
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Tatsache ist: die DDR zählt mit zu 
den größten Umweltverschmutzern in 
Europa. Den transparenten Schornstein 
oder das gläserne Abflußrohr wird es 
auch in Zukunft dort nicht geben. 21 Mil- 
lionen Tonnen Quecksilber fließen jähr- 
lich über die innerdeutsche Grenze. Um 
in einem Jahr sechs Tonnen dieses gifti- 
gen Schwermetalls aus der Elbe heraus- 
zufiltern, wären in der Bundesrepublik 
milliardenschwere Investitionen notwen- 
dig. 

Gernot Schneider, der bis 1982 als Wirt- 
schaftswissenschaftler in Ost-Berlin Füh- 
rungskräfte ausgebildet hat: „Ich kann 
nirgendwo im sozialen Umfeld eines 
Gemeinwesens, die konkrete Umwelt ein- 
geschlossen, etwas ausmachen, was bestä- 
tigt, daß sich die Konzeption der DDR in 
irgendeiner Weise gegenüber der Sozia- 
len Marktwirtschaft in der Bundesrepu- 
blik als überlegen und erstrebenswert 
ausgewiesen hätte." 

Und Klaus Leciejewski, ein ehemaliger 
Ökonomie-Professor an der Ost-Berliner 
Humboldt-Universität, sagt es noch deut- 
licher: „Die sozialistische Planwirtschaft 
in der DDR hat ausgedient. Sie kann auf 
lange Sicht nur durch die Marktwirt- 
schaft ersetzt werden, auch wenn die Par- 
teiführung der SED dies noch nicht offen 
ausgesprochen hat." 

Dieselben Sozialdemokraten, die 
vor noch nicht allzu langer Zeit die Kon- 
takte zu oppositionellen Gruppen in 
Osteuropa mieden, weil dies ihre exklusi- 
ven Kontakte mit den herrschenden 
Kommunisten gestört hätte, warnen jetzt, 
das Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen in der DDR dürfe nicht durch eine 
Diskussion über die Wiedervereinigung 
gestört werden. Gehört es nicht auch zum 
Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 
in der DDR, daß sie sich für die Wieder- 

vereinigung entscheiden, wenn sie dies 
wollen? 
Die CDU wird auch in der öffentlichen 
Diskussion dagegen eintreten, daß jetzt 
geteilt wird in „gute" DDR-Leute, das 
sind diejenigen, die in der DDR geblie- 
ben sind, und „schlechte" DDR-Leute, 
das sind diejenigen, die in den letzten 
Wochen in die Bundesrepublik übergesic 
delt sind und die von Sozialdemokraten, 
wie z. B. Pfarrer Albertz, als „Wohlstands- 
flüchtlinge" diffamiert werden. Die Zehn' 
tausende, die in den letzten Wochen zu 
uns gekommen sind, verdienen unseren 

Der Sozialismus ist tot — so tot wie 
eine Schildkröte, von der nur noch 
der Panzer übriggeblieben ist. 

Norbert Blüm 

Respekt. Sie haben die Veränderungspr0' 
zesse in der DDR miterzwungen. Hätten 
sie die Freiheit in ihrer Heimat bekom- 
men, hätten sie nicht in die Freiheit flie- 
hen müssen. 

Dieselben Sozialdemokraten, d'; 
jetzt so lautstark das Selbstbestimmung5' 
recht für die Deutschen in der DDR bet" 
nen und vor „Einmischung" und ,,Bessef' 
wisserei" in der Bundesrepublik Deutsd1' 
land warnen, haben noch bis in die letzte 

Zeit gefordert, eine eigene DDR-Staats- 
angehörigkeit anzuerkennen. Sie hätten 
damit den Landsleuten aus der DDR die 

Möglichkeit genommen, als Deutsche i$ 
uns zu kommen. 
Die CDU sollte in der gegenwärtigen 
Diskussion selbstbewußt darauf hinwe'' 
sen, daß der politische Veränderungspr0' 
zeß in der DDR auch durch die politi- 
sehen Bedingungen, die durch die PoH11' 
der Union und der Bundesregierung in 
den letzten Jahren geschaffen worden 
sind, ermöglicht wurde. 
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Bundesausschuß 
am 11. Dezember 
in Berlin 

Im Mittelpunkt des „Kleinen 
Parteitags" der CDU am 
U. Dezember in Berlin 

11.00 bis 16.00 Uhr 
Hotel Inter-Continental 
Budapester Straße 2 
Telefon (030) 2 60 20 

wird die Deutschlandpolitik ste- 
hen. Nach der Rede des Bundes- 
kanzlers wird es Diskussionsbei- 
träge von Gästen aus der DDR 
geben. Wichtigster Tagesord- 
nungspunkt: Einbringung und 
Verabschiedung einer Berliner 
Erklärung zur Deutschlandpolitik. 

Mit dieser digitalen Anzeige am 
Kranzler-Eck in Berlin wird die CDU 
auch am 11. Dezember an zentraler 
Stelle optisch präsent sein. 

Dazu gehört vor allem: 
daß die Union gegen alle Anfeindun- 

Jen am Selbstbestimmungsrecht, der Ein- 
it der Nation und an der deutschen 
aatsangehörigkeit für alle Deutschen 

^gehalten hat, 
^ aaß die Bundesregierung ihre Politik 
^T guten Nachbarschaft mit den west- 
hat 0steuroPäischen Ländern fortgesetzt 
jj *• Der Erfolg des Reformkurses in 
ft- ?arn» Polen und der Sowjetunion hat 
ü 

0ße Auswirkungen auch auf die DDR 
j> , die anderen Staaten des Warschauer 
f(j *?s- Deshalb ist unsere Unterstützung 
tra  f"Se Lä"der auch ein konkreter Bei- 
^ 6 für Deutschland. Die erfolgreiche 
in c?e des Bundeskanzlers nach Polen hat 

»eser Hinsicht ein deutliches Zeichen 

gesetzt. Der Veränderungsprozeß in der 
DDR wird durch die historische Aussöh- 
nung mit Polen untermauert. 

• Die europäische Einigungspolitik, die 
von der Bundesregierung nachdrücklich 
vorangetrieben wurde und die durch das 
Datum 1992 und die Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes markiert 
wird, hat nicht nur in Westeuropa eine 
neue Dynamik entwickelt, sondern zur 
politischen Dynamisierung auch in 
Osteuropa beigetragen. 

• Nicht zuletzt waren die Beiträge der 
Bundesregierung entscheidend für die 
Festigung des westlichen Bündnisses und 
die darauf aufbauenden Abrüstungs- 
initiativen. 
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Günter Rinsche: 

Das Recht der Deutschen auf 
Selbstbestimmung wird anerkannt 
Die Auffassung des Europäischen Par- 
laments, daß die Bevölkerung der 
DDR von ihrem Recht auf Selbstbe- 
stimmung Gebrauch machen könne, 
einschließlich der Möglichkeit, Teil 
eines vereinigten Deutschlands in 
einem einigen Europa zu sein, hat der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe 
im Europäischen Parlament, Prof. 
Günter Rinsche, ausdrücklich begrüßt. 

Damit habe das Europäische Parlament 
in seiner vorliegenden Entschließung 
über die jüngsten Ereignisse in der DDR, 
in Mittel- und Osteuropa, das Recht der 
Deutschen auf Wiedervereinigung aner- 
kannt. 
Daß die Deutschland- und Europapolitik 
der Bundesregierung im Europäischen 
Parlament auf breite Zustimmung stoße, 
zeige das Festhalten am „historischen 
Charakter" der Ereignisse in der DDR, 
die den Willen der dortigen Bevölkerung 
zum Ausdruck brächten. Auch die Forde- 

rung nach freien Wahlen in der DDR und 
die Stärkung der Integration der EG als 
Grundlage für eine engere Zusammenar- 
beit mit den Staaten in Ost- und Mitteleu- 
ropa seien im Einklang mit der Politik 
der Bundesregierung. 
Der Aufbau einer Sozialen Marktwirt- 
schaft in der DDR sei unabdingbare Vof- 

Deutschlandpolitik der 
Bundesregierung findet 
breite Zustimmung 

aussetzung für eine erfolgversprechende 
Hilfe zur Selbsthilfe, betonte der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Gruppe im Euro- 
päischen Parlament. Ohne eine entspre- 
chende Wjrtschaftskonzeption in der 
DDR seien Milliardenhilfen der Europa1' 
sehen Gemeinschaft wirkungslos und 
brächten der Bevölkerung keine wesentli' 
ehe Verbesserung ihrer Mangelsituation- 

Trumpfkarte für die Einheit Europas 
Das Duo Kohl-Mitterrand in Straß- 
burg: Noch nie haben zwei Staats- 
oder Regierungschefs aus EG-Län- 
dern gemeinsam vor den Abgeordne- 
ten des Europaparlaments gespro- 
chen. Helmut Kohl und Frangois 
Mitterrand haben sich nicht wie in 
Verdun bei den Händen gefaßt, sie 
haben aber die gleiche Sprache ge- 
sprochen. Frangois Mitterrand hat es 

sorgfältig vermieden, die Frage der 
Wiedervereinigung Deutschlands an- 
zusprechen. Helmut Kohl hat sich 
bemüht, diese Unterlassung auszu- 
gleichen. Er machte deutlich, daß 
„die Deutschen niemals eine Bedro- 
hung darstellen werden, sondern ei- 
ne Trumpfkarte für die Einheit Euro- 
pas sind". 

Aus: Liberation, 23. Nov. 1989 
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Ausländische Pressestimmen zum 
Deutschland-Plan des Bundeskanzlers 

Nach dem Fall der Mauer 
Die Rede von Bundeskanzler Kohl im Bun- 
destag über eine engere Zusammenarbeit 
mit der DDR ist Ausdruck dafür, welche 
tiefgreifenden politischen Auswirkungen 
der Fall der Mauer in Westdeutschland 
Sehabt hat. Im restlichen Europa wird es in 
unterschiedlichem Maß Besorgnis wecken, 
daß der Kanzler als Endziel für den vorge- 
schlagenen Kooperationsprozeß ein wieder- 
vereinigtes Deutschland nicht ausschließt, 
vie meisten werden aber, und nach unserer 
Meinung zu Recht, die demokratische Ver- 
ankerung der Westdeutschen anerkennen 
und ihnen deshalb nicht das nationale 
^elbstbestimmungsrecht absprechen, des- 
sen Respektierung wir anderswo verlangen. 

Politiken (Dänemark) 

Zukunft Europas 
Die deutsche Einheit von 1989 hat nicht 
die gleichen Fundamente wie die von 1871 
°der von 1939. Diesmal sind es Freiheit 
u*d Demokratie, die ihre Basis bilden wer- 
den. Und in keinem Fall kann sie den 
etroffenen Bevölkerungen aufgezwungen 

^erden, auch nicht ihren Nachbarn. Die 
eutschen haben ihre Zukunft in der 

"and. Sie müssen sich darüber bewußt 
f*n, daß sie auch die Zukunft Europas in 

aer Hand haben. 
L'Yonne Republicaine (Frankreich) 

Sachliche Vorschläge 
°nns Paket besteht aus sachlichen 
Usammenarbeitsvorschlägen — die in vie- 

ern den Ideen der DDR entgegenkommen 
~~~ und aus der Betonung des Selbstbestim- 

ungsrechts der Menschen im Osten. Auch 
Qä

 kann nicht als Provokation dargestellt 
rden, wenn auch Bonns Grüne von Heim 

ins Reich sprechen. Denn damit wird ja im 
Grund die souveräne Entscheidung der in 
der DDR lebenden Menschen über ihre 
Zukunft betont. Ost-Berlin weiß eines 
gewiß: Wirklich substantielle Hilfe ist nur 
aus der westlichen Hälfte Deutschlands zu 
erhalten. Und diese Hilfe ist an eine voll- 
ständige Demokratisierung geknüpft. 
Daran können alle Prestigereisenden aus 
Wien oder Paris nichts ändern. Die wollen 
entweder Bonns Kanzler die Show stehlen 
oder in der DDR den alten sozialdemokra- 
tischen Traum vom dritten Weg zwischen 
Kommunismus und Kapitalismus retten. 
Was beides gleich wenig weitsichtig ist. 

Die Presse (Österreich) 

Keine Utopie 
Die Wiedervereinigung Deutschlands ist 
etwas historisch Greifbares und keine Uto- 
pie, wie man seit Ende des 2. Weltkrieges 
meinte. Der von Kanzler Kohl dem Parla- 
ment vorgelegte Zehnpunkteplan ist ein 
realistischer und zu verwirklichender Plan 
zur Wiederherstellung der deutschen Ein- 
heit, ohne daß er Mißtrauen bei den Sie- 
gern über das Dritte Reich auslösen 
könnte. Die Förderation der beiden deut- 
schen Staaten könnte noch vor Ende dieses 
Jahrhunderts verwirklicht werden. 

El Independiente (Spanien) 

Motor Europas 
Nach einer Zeit, wo die Bundesrepublik 
der wirtschaftliche Motor Europas war, 
wird sie nun zu einem politischen Motor: 
sie hat alle Möglichkeiten, um den europäi- 
schen Karren in die von Kohl vorgezeich- 
nete Richtung zu ziehen — und auch die 
sozialdemokratische Opposition hat dazu 
applaudiert. 

Corriere della Sera (Italien) 
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Dieter Weirich: 

Pressefreiheit gibt es nur dort, 
wo die Bürgerrechte gewahrt sind 
Der Bundesfachausschuß Medienpoli- 
tik hat unter Vorsitz von Dieter Wei- 
rich am 23. November 1989 in Bonn 
einen „5-Punkte-Katalog zur Verwirk- 
lichung von Pressefreiheit in der 
DDR" vorgelegt. Die Erklärung hat 
folgenden Wortlaut: 
Die CDU begrüßt die Forderungen von 
Vertretern der Reformbewegung, Journa- 
listen, Schriftstellern und Künstlern in 
der DDR nach einer neuen Medienpoli- 
tik. Angesichts des Scheiterns der zentral 
gesteuerten Medien und ihrer Informa- 
tionspolitik ist ein Neuanfang unverzicht- 
bar. Die vielfältigen Probleme der DDR 
können nur in einem offenen Prozeß der 
Meinungsbildung unter Einbeziehung 
aller gesellschaftlichen Gruppen gelöst 
werden. 
Pressefreiheit gibt es nur dort, wo auch 
die Bürgerrechte gewahrt sind. Wenn es 
der neuen Führung der DDR wirklich 
ernst ist mit der Eigenverantwortung der 
Medien und dem öffentlichen Dialog 
über Medienfreiheit, dann muß sie im 
Umgang mit westlichen Medien neue Zei- 
chen setzen. Die Union ist der Auffas- 
sung, daß dies letztlich zu einer vernünfti- 
gen Regelung des gesamten Medienver- 
hältnisses zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR führen wird. 
Eine Lösung von Problemen, wie der Ein- 
speisung von DDR-Programmen in west- 
deutsche Kabelnetze, der die CDU unter 
Gewährleistung der Gegenseitigkeit posi- 
tiv gegenübersteht, sollte wegen der 
Kostenfragen den beiderseitigen Wirt- 
schaftsverhandlungen vorbehalten blei- 
ben. 

Der Weg zu mehr Normalität in den 
Medienbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR 
hängt von der Erfüllung folgender Vor- 
aussetzungen ab: 

1. Einhaltung der Grundsätze über den 
freien Informationsfluß in Europa gemäß 
der KSZE-Schlußakte aus dem Jahr 1975. 

2. Generelles Angebot westdeutscher 
Presseerzeugnisse und Literaturveröffent- 
lichungen in der DDR. In diesem Bereich 
hat die DDR den größten Nachholbe- 
darf. 

3. Freie Arbeits- und Berichterstattungs- 
möglichkeiten für westdeutsche Korre- 
spondenten in der DDR, Abkehr von den 
bisherigen Ausweisungspraktiken und 
Garantie einer unbürokratischen Akkre- 
ditierung von Journalisten. 

4. Journalistenaustausch zwischen West 
und Ost; Informationsaufenthalte in den 
Redaktionen beider Seiten. 

5. Endgültiger Abbau des Feindbildes 
von den „West-Medien": Informations- 
barrieren jedweder Art passen nicht in 
eine Ära neuen Denkens. 

Der Bundesfachausschuß Medienpoli- 
tik hat für die nächste Sitzung die Wahl 
eines neuen Vorsitzenden beschlossen 
und sich einstimmig für die Wahl von 
Bernd Neumann, dem Mediensprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
ausgesprochen. Dieter Weirich tritt am 
1. Dezember 1989 sein Amt als Inten- 
dant der Deutschen Welle an. 

^ 
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Kabelanschluß 

Stadt-Land-Gefälle muß so bald 
wie möglich beseitigt werden 
Letzte Woche wurde im baden-würt- 
tembergischen Gschwend (Fernmelde- 
amt Schwäbisch-Hall) der sechsmil- 
lionste Kabelanschluß übergeben. 
Dazu erklärte der kommunalpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion Adolf Herkenrath: 

Der Kabelanschluß ist im Fernmeldewe- 
sen der meist gefragte Massendienst nach 
dem Telefon geworden. Aus wirtschaftli- 
chen Gründen wurden Anschlüsse bisher 
überwiegend in Ballungsräumen, Städten 
und dichtbesiedelten Gebieten bereitge- 
stellt. Dieser rentabilitätsorientierte Aus- 
bau hat dazu geführt, daß ein großer Teil 
der Bevölkerung gerade in den ländlichen 
Legionen noch lange auf einen Kabelan- 
schluß warten muß. 

j^jf Dauer kann ein Stadt-Land-Gefälle 
°eim Ausbau der Kabelversorgung nicht 
angenommen werden. Die Schaffung 
Wertgleicher Lebensbedingungen in Stadt 

nd Land, zu denen uns auch das in die- 
sem Jahr novellierte Raumordnungsge- 
f^z verpflichtet, darf keine leere Sprech- 
hu'se bleiben. 

le Anstrengungen der Deutschen Bun- 
espost trotz ihrer Verpflichtung zur 

Kostendeckung das Weitestmögliche für 
lrie flächendeckende Verkabelung zu 
n, sind zwar zu würdigen. Auch ist zu 

"fgrüßen, daß Bürger wie z.B. in 
schwend bereit sind, sich mit eigenen 
eUrägen an der Finanzierung ihres 
a°elanschlusses zu beteiligen. Jedoch 
nn auf Dauer nicht hingenommen wer- 
n> daß die Bürger oder gar die Kommu- 

nen in den ohnehin benachteiligten länd- 
lichen Gebieten durch eine zusätzliche 
und zum Teil erhebliche Finanzierungs- 
beteiligung ihre Verkabelung ermögli- 
chen. 

Es ist daher dringend zu prüfen, ob durch 
zusätzliche Mittel der Post und oder mit 
allgemeinen Strukturmitteln des Bundes 
eine beschleunigte Verkabelung des länd- 
lichen Raums erreicht werden kann. Ent- 
scheidend ist, daß den Menschen im   ' 
ländlichen Raum eine zeitliche Perspek- 
tive für einen Kabelanschluß gegeben 
wird, um zu verhindern, daß eine Zwei- 
Klassen-Fernsehen-Gesellschaft entsteht. 

Wohlfahrtsmarken 

Soforthilfe für 
Übersiedler 

Durch den Kauf von Wohlfahrts- und 
Weihnachtsmarken die Arbeit der Ver- 
bände der Freien Wohlfahrtspflege 
unterstützen — dazu hat Bundespost- 
minister Schwarz-Schilling alle Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger aufgeru- 
fen. In diesem Jahr werden aufgrund 
der aktuellen Situation die Zuschläge 
der Sonderbriefmarken zur Soforthilfe 
für Übersiedler und Besucher aus der 
DDR von den Wohlfahrtsverbänden 
dringend benötigt. — Die Wohlfahrts- 
und Weihnachtsmarken 1989 sind 
bereits bei allen Postämtern erhältlich. 
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Weiterer Schritt der Gesundheitsreform: 

Bessere Arzneimittelversorgung 
durch neuen Leistungskatalog 
Das Bundeskabinett hat letzte Woche 
den Entwurf einer Rechtsverordnung 
des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung über unwirtschaftliche 
Arzneimittel in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Die Verordnung 
wird jetzt dem Bundesrat zugeleitet. 
Sie soll — nach dessen Zustimmung 
— zum 1. Juli 1991 in Kraft treten. 
Damit ist eine ausreichende Über- 
gangsfrist für die Herstellerfirmen 
geschaffen. 

Mit der Verordnung soll eine wirtschaft- 
lichere Arzneimittelversorgung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
erreicht werden. Bislang wurden zu viele 
und häufig unwirksame oder unzweckmä- 
ßige Arzneimittel verordnet. Mit dem 
Ausschluß bestimmter Arzneimittel aus 
der Leistungspflicht der gesetzlichen 
Krankenkassen soll der Leistungskatalog 
im Arzneimittelbereich auf erwiesenerma- 
ßen sinnvolle und wirksame Arzneimittel 
begrenzt werden. Neben den Einsparun- 
gen in Höhe von 170—210 Mio. DM pro 
Jahr wird damit die Qualität der Arznei- 
mittelversorgung der Versicherten erheb- 
lich verbessert. 

Als unwirtschaftlich sind nach der Ver- 
ordnung folgende Arzneimittel anzuse- 
hen: 

1. Arzneimittel, die für das Therapieziel 
oder zur Minderung von Risiken nicht 
erforderliche Bestandteile enthalten. 
Hierzu nennt die Verordnung 23 Wirk- 
stoffe oder Stoffgruppen, die in Kombi- 

nationsarzneimitteln nach dem Stand der 
Wissenschaft nicht sinnvoll sind. 

2. Arzneimittel, deren Wirkungen wegen 
der Vielzahl der enthaltenen Wirkstoffe 
nicht mit ausreichender Sicherheit beur- 
teilt werden können. Nach der Verord- 
nung gilt dies für chemische Arzneimittel 
mit mehr als drei Wirkstoffen. 

3. Arzneimittel, deren therapeutischer 
Nutzen nicht nachgewiesen ist. Die Ver- 
ordnung nennt hierzu rund 300 Wirk- 

Norbert Blüm: Wir sparen 
weiter für die Versicherten 

Stoffe, bei denen Expertenkommissionen 
beim Bundesgesundheitsamt festgestellt 
haben, daß der therapeutische Nutzen 
nicht belegt ist. 
Da zu den ausgeschlossenen Arzneimit- 
teln in der Regel wirtschaftliche und the- 
rapeutisch zweckmäßige Verordnungsal- 
ternativen bestehen, werden Versicherte 
und Patienten durch den Ausschluß nicht 
finanziell belastet. Die vielfältigen Thera- 
piemöglichkeiten des Arztes — auch mit 
Naturheilmitteln — werden durch die 
Verordnung deshalb nicht eingeschränkt- 
Norbert Blüm betonte, mit dem Entwurf 
würden Konsequenzen aus der von Arz- 
neimittelexperten vielfach bestätigten 
Tatsache gezogen, daß die Krankenkas- 
sen Milliardenbeträge für Arzneimittel 
ausgeben, deren therapeutischer Nutzen 
nicht gesichert ist. „Es muß darauf geach- 
tet werden", so Blüm weiter, „daß jede 
Mark der Beitragszahler sinnvoll einge- 
setzt wird." 
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Hermann Gröhe: 

Atemberaubender Siegeszug 
der Sache der Freiheit 
^er Deutschlandtag hat mich am 3. No- 
vember dieses Jahres in Erlangen zum 
neuen Vorsitzenden der Jungen Union 
Deutschlands gewählt. Mit mir wurden 
Sleben neue Mitglieder in den Bundesvor- 
stand gewählt. Es hat also so etwas wie 
e,nen Generationswechsel in unserem 
verband gegeben. Vor uns liegt eine 
schwierige, in diesen interessanten Zeiten 
v°r allem aber faszinierende Aufgabe. Es 
|eht darum, Jugendliche und junge 
Erwachsene neu für politisches Engage- 
ment zu begeistern. Die Zeichen dafür, 
Qaß dies gelingen kann, sind gut. 

°r unseren Augen vollzieht sich ein 
atemberaubender Siegeszug der Sache 

öer neue Vorsitzende der 
Jungen Union zur politi- 
schen Tagesordnung und zu 
den wichtigen Aufgaben von 
morgen 

h
er Freiheit. Ungarn, Polen, UdSSR. Nun 
*t diese Freiheitsbewegung auch die 

erlr   erfaßt- Muti& und selbstbewußt 
^ämpften gerade junge Leute auf den 

re?
ßen der DDR wichtige Freiheits- 

t. 
Cr>te: die Meinungs- und Demonstra- 

9°nsfreiheit, die Reisefreiheit. Seit dem 
s: November gilt: Die Mauer hat Löcher. 
°,e wird fallen! 

hauln.er Erk|ärung für die Junge Union 
n^be ich deutlich gemacht: Mit der Öff- 
ger?gder Mauer gehen unsere Hoffnun- 

n ein Stück weiter in Erfüllung. Wir 

waren es, die — belächelt oder 
beschimpft — in den vergangenen Jahren 
immer wieder demonstrierten: Die Mauer 
muß weg! Selbstbestimmung für alle 
Deutschen! Und heute erleben wir, daß 
es auch in unserer Gesellschaft zahlreiche 
„Wendehälse" gibt, die jetzt entdecken, 
daß sie schon immer dieser Meinung 
waren. 

Wichtiges bleibt zu tun: Wir wollen 
Flüchtlingen und Übersiedlern, aber auch 
den deutschen Aussiedlern helfen, hier 
heimisch zu werden. Wir dürfen nicht 
nachlassen, ihnen mit Solidaritätsaktio- 
nen zur Seite zu stehen. 

Bei aller Begeisterung für diese Entwick- 
lung wollen wir aber auch die Herausfor- 
derungen in unserer Gesellschaft nicht 
übersehen: Der Umweltschutz bleibt — 
auch für uns — eine ganz wichtige Auf- 
gabe. — Junge Leute in den helfenden 
Berufen leiden oft unter sehr schlechten 
Arbeitsbedingungen und einer viel zu 
geringen Bezahlung. Menschen zu pfle- 
gen ist nicht weniger wert als Autos zu 
warten! Die Situation in diesen Berufen 
gehört viel deutlicher auf die politische 
Tagesordnung. Schließlich gilt es, sich 
denen zuzuwenden, die oft im Schatten 
unserer Gesellschaft stehen: den Drogen- 
abhängigen, denen, die im Qualifika- 
tionswettlauf nicht mithalten können, 
denen, die zwischen Gewalt, Einschüch- 
terung und eigener Gewalttätigkeit auf- 
wachsen. 

Dies alles sind unsere Aufgaben: die gro- 
ßen Themen dieser Tage und Wochen, 
aber auch die konkreten Alltagssorgen 
junger Leute! 
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RitaSüssmuth: 

Die Arbeit der Frauen-Union 
kann sich sehen lassen 
„Die meisten unserer Forderungen 
konnten verwirklicht werden." Mit die- 
sem Satz hat Rita Süssmuth auf einer 
Pressekonferenz am 27. November in 
Bonn eine positive frauen- und fami- 
lienpolitische Bilanz der Arbeit der 
Frauen-Union der CDU gezogen. Im 
einzelnen führte die Vorsitzende der 
Frauen-Union aus: 

Im Januar 1987 legten wir ein 12-Punkte- 
Programm für die nächste Legislaturpe- 
riode vor. Die Bilanz nach drei Jahren 
politischer Arbeit kann sich sehen lassen. 
Einige Beispiele: 

• seit 1. Juli 1989 Verlängerung des Erzie- 
hungsgeldes und des Erziehungsurlaubs 
von 12 auf 15 Monate, ab 1. Juli 1990 auf 
18 Monate; 
• Erziehungsgeld wird auch bei einer 
Beschäftigung bis zu 19 Stunden pro 
Woche gezahlt; 
• Erziehungsgeld auch für Auszubil- 
dende auch ohne Unterbrechung ihrer 
Ausbildung; 
• Erziehungsgeld und -urlaub jetzt auch 
bei Adoptionen; 
• bei Mehrlingsgeburten Erziehungsgeld 
für jedes der Kinder; 
• durch das Gesundheitsreformgesetz 
finanziert die gesetzliche Krankenversi- 
cherung für vier Wochen im Jahr eine 
Pflegekraft; 
• ab 1. 1. 1990 Erhöhung des steuerlichen 
Kinderfreibetrags; 
• ab 1. 1. 1990 Anhebung des Kinder- 
geldzuschlags; 

• ab 1. 7. 1990 Anhebung des Kindergel- 
des für das zweite Kind; 
• seit 1.1. 1988 Erhöhung der steuerli- 
chen Ausbildungsfreibeträge; 
• ab 1. 1. 1990 Erhöhung des steuerlichen 
Grundfreibetrags und Einführung eines 
linearen Steuersatzes; 
• seit 1. 1. 1988 Erhöhung des Haushalts- 
freibetrags für Alleinerziehende, ab 1. 1- 
1990 weitere Erhöhung; 
• Kabinettsentwurf zum Jugendhilfege- 
setz: bedarfsgerechter Ausbau kindge- 

Vieles und sogar mehr, als 
erhofft werden konnte, ist 
erreicht. Aber noch wichtige 
Forderungen sind offen: 
Rita Süssmuth zieht die 
Bilanz von drei Jahren poli- 
tischer Arbeit der Frauen- 
Union. 

rechter Formen der Tagesbetreuung für 
Kinder im Kindergartenalter sowie jün- 
gere und ältere Kinder; 
• Gesetz zur Änderung dienstrechtlichei- 

Vorschriften: Verlängerung der Beurlau- 
bungsdauer für Beamtinnen und Beamte 
weitere Möglichkeiten der Freistellung 
aus familiären Gründen; Verlängerung 
der Antragsfrist für Teilzeitarbeit aus 
Arbeitsmarktgründen; Verlängerung de* 
Höchstdauer für Teilzeitarbeit aus fam'' 
Hären und aus Arbeitsmarktgründen; 
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• Manteltarifverträge mit Angaben über 
Teilzeitarbeit; 
• Sonderprogramme zur beruflichen 
Wiedereingliederung des BMJFFG; 
7 Installierung von Frauenförderplänen 
lm öffentlichen Dienst und in vielen Pri- 
vatunternehmen; 
• zahlreiche Betriebsvereinbarungen mit 
Wiedereinstellungszusagen nach der 
Familienphase in großen Unternehmen; 
• Parteitagsbeschlüsse der CDU zur poli- 
t,schen Gleichstellung von Frauen, 
»rotz dieser politischen Erfolge sehen wir 
jjuch Defizite; beim Angebot von Kinder- 
betreuungseinrichtungen herrscht noch 
Erheblicher Mangel. Die Frauen-Union 
Jält eine breitangelegte Kampagne zur 
Verbesserung der Betreuungssituation für 
Ringend erforderlich. Bund, Länder und 
gemeinden müssen dazu beitragen, daß 
aem Bedarf entsprechende Angebote für 
a|le Altersgruppen mit flexiblen Öff- 
nungszeiten geschaffen werden. 
Al»ch für die 320.000 Frauen, die jährlich 
nach der Familienphase in den Beruf 
*Urückkehren wollen, gibt es immer noch 
*e»n ausreichendes Angebot. Im Arbeits- 
0rderungsgesetz muß deshalb ein 

CDU Nordrhein-Westfalen 
*ählt Norbert Blüm 
%um Spitzenkandidaten 
Aüf Platz 1 der Reserveliste für die 
Undtagswahl am 13. Mai 1990 in 
N°rdrhein-Westfalen hat die CDU 
.ut ihrer Landesvertreterversammlung 
'n Münster ihren Vorsitzenden, Bun- 

esarbeitsminister Norbert Blüm, bei 
Jur einer Gegenstimme bestätigt. Auf 

latz zwei der Reserveliste folgt ihm 
er Generalsekretär der Partei, Hel- 

>tLinssen. 

Rechtsanspruch auf Wiedereingliede- 
rungsmaßnahmen für Männer und 
Frauen verankert werden. Auch ein 
Rechtsanspruch auf Arbeitszeitverkür- 
zung für Frauen und Männer mit Fami- 
lienpflichten wäre eine wichtige Hilfe für 
Eltern. 

Die Prognosen für die wirtschaftliche 
Entwicklung für 1990 sind sehr gut. Die 
Frauen-Union fordert daher, auch für die 
Familien mit Kindern für die nächste 
Legislaturperiode weitere Verbesserun- 
gen zu beschließen. Die Familien dürfen 
bei dieser guten Entwicklung in der Wirt- 
schaft nicht zu kurz kommen. 

Für die Tarifrunden in den kommenden 
Monaten fordert die Frauen-Union die 
Tarifpartner auf, bei ihren Verhandlun- 
gen auch Maßnahmen zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf vorzusehen. 
Damit könnten die Tarifpartner bewei- 
sen, daß sie die Zukunftsaufgabe der 
Wirtschaft in den 90er Jahren erkannt 
haben. Von enormer Bedeutung wäre hier 
die tarifliche Fixierung der Wiederein- 
gliederung nach der Familienphase und 
die tarifliche Absicherung für Teilzeitbe- 
schäftigte. 

IJi D-Dokumentationen 
Wichtige Dokumentationen, die über 
das IS-Versandzentrum, Postfach 13 28, 
4804 Versmold, bezogen werden kön- 
nen: 

• Unsere Perspektiven für die 90er Jahre 
Regierungserklärung vom 27.4.89 
(UiD-Doku 14/89), 
Bestell-Nr.: 5160, 50 Exempl., 13,50 DM 
• Rentenreform von A-Z 
(UiD-Doku 37/89), 
Bestell-Nr.: 5208, 50 Exempl., 19,50 DM 
Die Preise verstehen sich für die angege- 
bene Mindestabnahme zuzügl. MwSt. 
inkl. Versand 
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Unsere Wirtschaftsregion als 
Drehscheibe des Ost-West-Handels 
„Die Wirtschaftsregion Braunschweig 
muß in Anbetracht der unumkehrbaren 
Entwicklung zur Demokratie und Frei- 
heit in der DDR zur Drehscheibe des 
Ost-West-Handels und zu einem euro- 
päisch bedeutsamen Forschungspart- 
ner entwickelt werden." Mit dieser 
„Vechelder Erklärung" faßte der 
CDU-Landesverband Braunschweig 
das Ergebnis seines Parteitages am 
letzten Wochenende zusammen. 

In Arbeitskreisen wurden die Themen 
Forschen, Arbeiten, Ausbildung und Wei- 
terqualifizierung in der Region behan- 
delt. Die Region Braunschweig und ihre 
Wirtschaftskraft sowie das Zonenrandge- 
biet als „Treffpunkt Zukunft" waren die 
Themen, mit denen sich die Delegierten 
gerade in Hinsicht auf die Veränderungen 
im Osten beschäftigten. 

Der Vorsitzende des Landesverbandes 
Braunschweig, der Goslarer Bundestags- 
abgeordnete Rudolf Sprung, plädierte 
nachdrücklich für den Erhalt der Zonen- 
randförderung. Die Verkehrswege im 
Grenzgebiet müßten schnellstens ausge- 
baut werden. Die geplante Schnellbahnli- 
nie von Hannover nach Berlin müsse jetzt 
über Magdeburg geführt werden. Die 
Chancen sind dafür sogar sehr gut, so der 
Landesvorsitzende. 

„Vechelder Erklärung" 
In der „Vechelder Erklärung" werden 
Bundes- und Landesregierung sowie die 
Europäische Gemeinschaft aufgefordert, 
sich für den Ausbau der modernen Kom- 
munikationswege zwischen der Region 
Braunschweig und der DDR einzusetzen. 

„Es kann nicht dabei bleiben, daß eine 
Glasfaserferntrasse nur zwischen Hanno- 
ver und Hamburg besteht" sagte der nie- 
dersächsische Kultusminister Horst Horr- 
mann. „Wir brauchen eine solche Verbin- 
dung auch auf der West-Ost-Achse." 

Für die Gäste vom „Demokratischen Auf- 
bruch" aus Erfurt war die Teilnahme am 
CDU-Landesparteitag nicht nur eine 
Kontaktmöglichkeit. Rolf Peter, Leiter 
der Delegation aus Erfurt: „Wir wollen 
das Demokratieverständnis in der Bun- 
desrepublik kennenlernen und Anregun- 
gen finden." 

In einem Grußwort an die Delegierten 
umriß Rolf Peter die Ziele des „Demokra- 
tischen Aufbruchs": die Macht der SED 
brechen, den generellen Rücktritt ihrer 
Politiker, marktwirtschaftliche Prinzipien 
statt der toten Planwirtschaft. Eine wirt- 
schaftliche Hilfe für die SED lehne er ab, 
betonte Peter. Und: „Die Verknüpfung 
des Hilfsangebotes der Bundesregierung 
mit freien Wahlen in der DDR begrüßen 
wir ausdrücklich." 

if Wir sind ein Volk!" 
Der „Demokratische Aufbruch" werde 
sich der künftigen Einheit Deutschlands 
nicht entgegenstellen. 

CDU-Generalsekretär Volker Rühe ver- 
wies auf dem Parteitag darauf, daß die 
CDU an der Wiedervereinigung festhält' 
„Wir sind ein Volk." Es stelle keine Einn1'' 
schung dar, wenn die CDU auf Reformen 
in der DDR dränge. Genauso wie es die 
Reformer in der DDR selber fordern, 
sagen auch wir: Unser Ziel sind freie 
Wahlen und eine tatsächliche Wende. 

^ 



• Elektroindustrie: Rund 
7 Prozent Umsatzplus. 10000 
zusätzliche Arbeitsplätze. 

• Bau: 3,5 Prozent Auftrags- 
plus. In den nächsten drei Jah- 
ren sollen mehr als eine Million 
neue Wohnungen fertig- 
gestellt werden. Die Zahl der 
Beschäftigten -jetzt etwa 
975 000 - nähert sich der Mil- 
lionengrenze. 

Das erwartet der Wirtschafts- 
Sachverständigenrat: 

• Mehr Wachstum: 
+ 3,5 Prozent 

• Mehr Beschäftigung: 
+ 400 000 Arbeitsplätze 

Die konjunkturelle Lage ist so 
gut wie seit langem nicht mehr, 
und in nahezu allen Branchen 
herrscht Optimismus: 

• Handwerk: Rund 5 Prozent ^^^m^m 
Umsatzplus. Die Zahl der Be- 
schäftigten wird auf etwa vier 
Millionen steigen. Es könnten 
noch mehr sein, aber Fach- 
arbeiter- und Lehrlingsmangel 
wirken als Wachstumsbremse. 

• Maschinenbau: Rund 
5 Prozent Umsatzplus. Rund 
30 000 zusätzliche Arbeits- 
plätze. 

uJ.P der Arbeitslosigkeit , 

"Rezession»; >"*«- 
pKangel". All« falsch. 
Alles dummes Zeug. 
MERKE. DER SOZIAUSMUS 
VERSAGT «N OST UND WES. 

DEUTSCHLAND IST AUF ERFOLGSKURS. WEITER so. 

CDU 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Umweltschutz 
fängt zu Hause an 

Mit dem „Umweltkalender 1990" bietet 
die Bundesgeschäftsstelle Ihnen ein Ver- 
teilmittel an, das zu Beginn des neuen 
Jahres in den Händen der Bürgerinnen 
und Bürger sein sollte. 
„Umweltschutz fängt zu Hause an", 
schreibt der Bundeskanzler im Vorwort 
zu diesem Kalender, und er verbindet 
damit die Hoffnung, daß nicht immer nur 
auf die Initiative des Staates oder der 
Nachbarn gewartet wird. Dieser Kalen- 
der soll — im Gegenteil — das ganze 
Jahr über dabei helfen, daß jeder seinen 
eigenen Beitrag zu der großen Gemein- 
schaftsaufgabe Umweltschutz leisten 
kann — ganz praktisch, indem jeder sich 
mit selbstklebenden bunten Punkten die 
Abholtermine für Sondermüll markieren 
kann. 

Bestellungen an: IS Versandzentrum 
Postfach 1328, 4804 Versmold 

IIMWF.IT- 

KALEMDgR 
1990 

Tlmw^ 
Bestell-Nr.: 2205 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis je Mindestabnahme: 
25,— DM zuzügl. MwSt. 
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